Vertrag
Zwischen ..........................................(Firma)

und Frau/Herrn ...................................(Beschäftigte/r)

wird folgendes vereinbart:

Präambel

Die Firma ist eine gemeinnützige GmbH, deren Ziel es ist, besonders schwer vermittelbaren, behinderten und/oder arbeitslosen Menschen eine Arbeitsgelegenheit zu verschaffen. Die damit verbundenen notwendigen Betreuungsmaßnahmen sollen in dieser Beschäftigungsstelle durchgeführt werden. Der/die Beschäftigte erhält eine staatliche Leistung als Grundsicherung zum Lebensunterhalt.

§ 1 Vertragsinhalt

Frau/Herr ...................wird mit Wirkung ab dem .......... als ......................... beschäftigt. Die Einstellung erfolgt befristet für die Zeit vom ..................... bis zum ........................... . Die Firma stellt dem Beschäftigten eine Arbeitsgelegenheit nebst Betreuung zur Verfügung.

§ 2 Arbeitszeit

Die regelmäßige Beschäftigungszeit beträgt ..... Wochenstunden. Der Beschäftigte wird jeweils am ............. 
für .......... Stunden beschäftigt.

§ 3 Aufwandsentschädigung

Der Beschäftigte erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung von EUR ....... . Der Betrag ist jeweils am Monatsende fällig und wird bargeldlos gezahlt.

§ 4 Beendigung

Das Beschäftigungsverhältnis endet nach Ablauf der vereinbarten Zeit bzw. nach Erreichen des angestrebten Zwecks, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

Während der Dauer der Befristung kann das Beschäftigungsverhältnis von beiden Seiten unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen gekündigt werden.

§ 5 Freistellung von der Beschäftigung

Der Beschäftigte hat einen Anspruch auf Freistellung der Beschäftigung von ..... Werktage, dessen Lage mit der Firma abzustimmen ist.

§ 6 Ausschlussklausel

Ansprüche aus dem Beschäftigungsverhältnis müssen von beiden Vertragsparteien spätestens innerhalb sechs Monats während des Beschäftigungsverhältnisses schriftlich geltend gemacht werden. Andernfalls sind sie verwirkt. Nach Beendigung des beträgt die Frist für die Geltendmachung etwaiger Ansprüche drei Monate.

	Ort ...................................., Datum ......................

	
	

	..............................
	..............................

	Firma
	Beschäftigter


Anmerkungen

zum Betreuungsvertrag

(Stand 25.05.2009)
Vorbemerkungen:

Sozialversicherungsrechtlich Besonderheiten:

Maßgebend für die Beurteilung einer Arbeitnehmereigenschaft und damit für ein Arbeitsverhältnis ist der Begriff der „Beschäftigung“, die nach § 7 Abs. 1 SGB IV die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis, ist. Die Sozialversicherungsträger sind an die rechtliche Beurteilung der Finanzbehörden nicht gebunden (BSG Urteil vom 30.11.1978 – 12 RK 33/76). Bei dem Betreuungsvertrag kommt es für die Beurteilung eines sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis nicht darauf an, ob die Personen stationär oder ambulant behandelt werden muss, sondern die Tatsache dass eine nicht unerhebliche sozialpädagogische oder anderweitige therapeutische Betreuung bzw. Behandlung erfolgt. Eine in diesem Zusammenhang gezahlte Aufwandsentschädigung ist für die Beurteilung, ob eine Arbeitnehmereigenschaft vorliegt unschädlich.

Zu § 1 Beginn des Betreuungsverhältnisses

Der Betreuungsvertrag ist kein Arbeitsvertrag. Der Schwerpunkt des sog. Leistungsaustausches liegt in der Betreuungsleistung des Trägers. Ein Betreuungsvertrag kann grundsätzlich auch unbefristet abgeschlossen werden, wenn nach therapeutischer Beurteilung eine Rehabilitation nicht möglich ist. Bei einer Befristung ist die Befristungsdauer auf Grund der konkreten Rehabilitationskonzeptes für die Betroffenen zu bemessen.

Zu § 2 Beschäftigungszeit

Die zeitliche Beschäftigungsdauer in der Woche beurteilt sich nach der dem Rehabilitationskonzept o.ä.. Eine Überforderung ist zu vermeiden.

Zu § 3 Aufwandsentschädigung

Zwischen dem Beschäftigungsträger und dem Betreuten bestehen in Regel keine gegenseitige Leistungspflicht. Denn überwiegend wird der Beschäftigungsträger sogar verpflichtet sein, eine sozialpädagogisch oder anderweitig therapeutisch Hilfe anzubieten. Er erbringt dann eine Betreuungsleistung. Der Betreute nimmt diese Leistung in Empfang. Erhält der Betreute für seine Arbeitsleistung dann eine Vergütung, besteht in der Regel dafür keine Steuerpflicht. Das Entgelt, das der Betreute beispielsweise für seine Tätigkeit im Rahmen einer sozialtherapeutischen Maßnahmen erhält, stellt steuerrechtlich regelmäßig eine Aufwandsentschädigung dar. Der Begriff Entgelt sollte daher vermieden werden.

Nur ausnahmsweise stellt diese Aufwandsentschädigung Arbeitslohn im Sinne des Steuerrechts dar und zwar, wenn die tätigen Personen in der Betätigung ihres geschäftlichen Willen unter der Leitung des Arbeitgebers steht oder im geschäftlichen Organismus des Arbeitgebers dessen Weisung zu folgen verpflichtet ist. Dementsprechend kann beispielsweise das Entgelt, das ein Behinderter in einem Berufsförderungswerk erhält, steuerpflichtiger Arbeitslohn sein, wenn die Höhe der Bezüge von der Tätigkeit abhängt. Entsprechendes gilt, wenn in einer sog. beschützenden Werkstatt mehr als die aus therapeutischen Gründen gewährte Grundvergütung gezahlt wird.

Andererseits liegt regelmäßig kein Dienstverhältnis vor, wenn die Beschäftigung überwiegend der Rehabilitation (d.h. hauptsächlich therapeutischen und sozialen Zwecken) dient und die Erzielung eines produktiven Arbeitsergebnisses nachrangig ist. Hiervon kann gewöhnlich ausgegangen werden, wenn lediglich die Anwesenheit des Tätigen geringfügig belohnt werden soll und die Höhe der Vergütung durch die tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung nicht beeinflusst wird.

Zu § 4 Beendigung

Das Betreuungsverhältnis muss nicht grundsätzlich als befristetes Beschäftigungsverhältnis ausgestaltet werden. Es kann, wenn es medizinisch bzw. aus sozialtherapeutischer Sicht gerechtfertigt werden kann, ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis vereinbart werden.

Zu § 5 Freistellung von der Beschäftigung

Da der Betreuungsvertrag kein Arbeitsvertrag ist, hat der Betreute keinen Anspruch auf Erholungsurlaub. Nach den arbeitsmedizinischen Erkenntnissen ist aber eine Erholung von der Arbeit erforderlich. Daher sollte ggf. eine Freistellung von der Beschäftigung erfolgen, wenn sie medizinischer bzw. therapeutisch Sicht erforderlich ist.

Zu § 6 Ausschlussklausel

Die Vereinbarung von Ausschlussfristen ist auch bei Arbeitsverhältnissen zulässig. Eine sog. zweistufige Ausschlussfrist ist nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht wirksam.


